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Stellungnahme

zur

Novellierung des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes (Wiss-
ZeitVG) und Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,

ich erlaube mir, wie folgt, zu dem vorliegenden Gesetzentwurf der
Bundesregierung (BR-Drucksache 395/15) Stellung zu nehmen.

1. Es ist zu begrüßen, dass in § 6 des Entwurfs wieder eine
rechtssichere Grundlage für die befristete Beschäftigung
von wissenschaftlichen und künstlerischen studenti-
schen Hilfskräften geschaffen wird. Es ist sachange-
messen, dass studienbegleitende Arbeitsverhältnisse,
deren Gegenstand die Erbringung von wissenschaftlichen
oder künstlerischen Hilfstätigkeiten ist, nicht auf den Be-
fristungsrahmen des § 2 Abs. 1 WissZeitVG angerechnet
werden. Das ist auch für die Fälle angemessen, in denen
bereits ein Studienabschluss vorliegt und ein weiteres
Studium aufgenommen wird. Diese Regelung vermeidet
Friktionen, die insbesondere bei der Beschäftigung von
Masterstudenten aufgetaucht sind. Die Nichtanrechnung dieser stu-
dienbegleitenden Beschäftigungen auf die Befristungsdauer wird im
neuen § 2 Abs. 3 Satz 3 WissZeitVG klar geregelt.

An die
Vorsitzende des Ausschusses für Bildung, For-
schung und Technikfolgenabschätzung
Dr. Patricia Lips
Platz der Republik 1
11011 Berlin
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2. Zu begrüßen ist die Klarstellung in § 2 Abs. 1 Satz 5 WissZeitVG, dass
auch die Betreuung von Stief- und Pflegekindern als Rechtferti-
gungsgrund für die Verlängerung der Befristungsdauer legitimiert.
Hier wird der aufgetretenen Rechtsunsicherheit in der Praxis wir-
kungsvoll begegnet.

3. Ebenso gut vertretbar ist es, dass nach Maßgabe des § 2 Abs. 1 Satz
6 WissZeitVG sich die Befristungsdauer um zwei Jahre verlängert bei
Vorliegen einer Behinderung nach Maßgabe des § 2 Abs. 1 SGB IX
oder bei Nachweis einer schwerwiegenden chronischen Erkran-
kung. Bei dieser Regelung handelt es sich um eine zulässige sozial-
politische Typisierung durch den Gesetzgeber zum Ausgleich eines
spezifischen gesundheitsbedingten Sondernachteils.

4. Die neue Ziffer 6 in § 2 Abs. 1 Satz 5 WissZeitVG soll betroffenen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern die Möglichkeit eröffnen, trotz län-
gerer Behinderungs-, Krankheits- oder unfallbedingter Ausfall-
zeiten das angestrebte Qualifizierungsziel zu erreichen. Zur Begren-
zung der Anspruchssituation geht der Gesetzentwurf davon aus, dass
nur die Zeiten krankheitsbedingter Arbeitsunfähigkeit verlängerungs-
relevant sind, in denen ein gesetzlicher oder tariflicher Anspruch auf
Entgeltfortzahlung nicht besteht. Auch insoweit wird eine hinreichend
rechtssichere und angemessene Regelung getroffen.

5. Zum Kern des Entwurfes stößt man vor, wenn man die Modifikation
des § 2 Abs. 1 und 2 WissZeitVG näher betrachtet. Der Gesetzgeber
will unsachgemäße Kurzbefristungen unterbinden und insofern Orien-
tierungspunkte für die Gestaltung der individuellen Vertragsdauer ge-
ben.

a. Hervorzuheben ist zunächst einmal, dass der Regierungsent-
wurf verdeutlicht, dass sich die Regelungen des WissZeitVG
überwiegend als belastbare Instrumente erwiesen haben. Die
Befristungsmöglichkeit in § 2 Abs. 1 WissZeitVG dient der Wah-
rung der durch Art. 5 Abs. 3 GG garantierten Wissenschaftsfrei-
heit im Interesse der Nachwuchs- und Qualifikationsförderung
und zur Sicherung der Innovation in Forschung und Lehre (BT-
Drs. 15/4132 S. 17). Ziel der Regelungen des Sonderbefris-
tungsrechts für wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter war stets, im Interesse von Hochschule und Mitarbeitern
unvertretbar lange Zeiträume für befristete Arbeitsverhältnisse
einzugrenzen.

b. Es darf an dieser Stelle hervorgehoben werden, dass der Ver-
fasser seinerzeit diese Befristungskonzeption entwickelt hat
(vgl. Dieterich/Preis Befristete Arbeitsverträge in Wissenschaft
und Forschung, Konzept einer Neuregelung im Hochschulrah-
mengesetz, 2001). Ich kann mich erinnern, dass wir seinerzeit
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diskutiert haben, ob wir innerhalb des jeweiligen Sechsjahres-
zeitraums eine Begrenzung der Verlängerungsmöglichkeiten
einfügen wie sie etwa in § 14 Abs. 2 TzBfG enthalten ist. Dort
heißt es: „bis zu der Gesamtdauer von zwei Jahren ist auch die
höchstens dreimalige Verlängerung eines kalendermäßig befris-
teten Arbeitsvertrages zulässig.“ Eine entsprechende Regelung
haben wir nicht für notwendig gehalten, weil primär die Begren-
zung der Qualifikationsphase im Fokus der Gesetzgebung stand.
Nun zeigt sich, dass es immer wieder Befristungen über sehr
kurze Zeiträume gegeben hat. Eine solche Handhabung des Be-
fristungsrechts war nicht intendiert.

c. Der jetzt vorliegende Gesetzentwurf versucht dieses Problem
durch drei Einfügungen in den Gesetzestext zu mindern. Statt
einer Begrenzung der Verlängerungsmöglichkeiten wird das
qualitative Merkmal eingefügt, dass die Befristung bis zu einer
Dauer von sechs Jahren zulässig ist, „wenn die befristete Be-
schäftigung zur Förderung der eigenen wissenschaftli-
chen oder künstlerischen Qualifizierung erfolgt“ (§ 2 Abs.
1 Satz 1 WissZeitVG für die erste Qualifizierungsphase und § 2
Abs. 1 Satz 1 WissZeitVG – für die zweite Qualifizierungsphase).
Ferner wird vorgeschlagen, in § 2 Abs. 1 Satz 3 WissZeitVG zu
regeln: „Die vereinbarte Befristungsdauer ist jeweils so
zu bemessen, dass sie der angestrebten Qualifizierung
angemessen ist.“

d. Schließlich wird geregelt, dass bei Drittmittelfinanzierung die
vereinbarte Befristungsdauer der Dauer der Mittelbewilligung
entsprechen „soll“. Ferner wird 2 Abs. 2 Satz 2 WissZeitVG
ersatzlos aufgehoben. Danach ist eine Befristung des nichtwis-
senschaftlichen und nichtkünstlerischen Personals allein aus
dem Gesichtspunkt der Drittmittelfinanzierung nicht mehr zu-
lässig. Diese Streichung der Sonderbefristungsmöglichkeit we-
gen Drittmittelfinanzierung für das nichtwissenschaftliche und
nicht künstlerische Personal ist gut vertretbar. Die Regelung
war schon bei ihrer Einführung umstritten. Es ist den Dienstge-
bern zumutbar, insoweit die Regelungen des Teilzeit- und Be-
fristungsrechts zu nutzen (§ 14 Abs. 1 Nr. 5 TzBfG: Befristung
zur Erprobung; § 14 Abs. 2 TzBfG: Sachgrundlose Befristung
für zwei Jahre).

e. Dass die vereinbarte Befristungsdauer der Dauer der Mittelbe-
willigung entsprechen „soll“, ist eine vertretbare flexible Orien-
tierungsgesetzgebung, die nicht geeignet ist, eine Unwirksam-
keitsfolge für den befristeten Arbeitsvertrag nach sich zu zie-
hen.

f. Problematisch ist dagegen die materielle Regelung des § 2 Abs.
1 Satz 3. Danach soll die vereinbarte Befristungsdauer jeweils
so zu bemessen sein, dass sie der angestrebten Qualifizierung
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„angemessen“ ist. Der Begriff der Angemessenheit ist ein
Rechtsbegriff. Er unterliegt der vollen Jurisdiktion durch die Ar-
beitsgerichte. Die völlig unbestimmte Norm gibt die gesetzge-
berische Grundentscheidung in die Hände der Richter. Nicht die
Hochschulen und die Fakultäten oder Gesetzgeber, sondern die
Gerichte würden die angemessene Vertragsdauer durch eine
ausgedehnte Fallrechtsprechung definieren (müssen). Der Re-
gierungsentwurf gesteht selbst zu, dass die Bemessung der
Vertragsdauer im Einzelfall sich einer gesetzlichen Festlegung
entziehe. Die übliche Dauer könne abhängig von der jeweiligen
Fachkultur höchst unterschiedlich sein. Offenkundig will der Ge-
setzgeber eine bundesgesetzliche Festlegung bestimmter Ver-
tragslaufzeiten nicht vornehmen. Die Frage der Angemessen-
heit vertraglicher Laufzeiten soll sich vielmehr nach den von
Wissenschaftseinrichtungen jeweils erstellten Leitlinien für die
Qualifizierung ihrer Nachwuchswissenschaftlerinnen und Nach-
wuchswissenschaftler richten. Der Gesetzgeber verweist im Üb-
rigen auf eine Anzahl von Beschlüssen der Hochschulrektoren-
konferenz sowie Leitlinien für die Ausgestaltung befristeter Be-
schäftigungsverhältnisse mit wissenschaftlichem und künstleri-
schem Personal. Das setzt aber voraus, dass die Arbeitsge-
richtsbarkeit solche, demokratisch nur unzureichend legiti-
mierte Leitlinien ihrer Rechtsentscheidung zu Grunde legt. Hier
scheint mir der Gesetzentwurf zu optimistisch zu sein. Schließ-
lich muss die Rechtsprechung auch in den Fällen entscheiden,
in denen solche Richtlinien nicht existieren. Mir erscheint ferner
eine Delegation der Rechtsetzungsmacht auf die Hochschulen
und wissenschaftlichen Einrichtungen schon aus Gründen der
demokratischen Legitimation für äußerst problematisch.
Um die Problematik zu lösen, gibt es einfache rechtstechnische
Mittel (dazu sogleich).

g. In § 2 Abs. 1 Satz 1 und Satz 2 WissZeitVG werden die beiden
sechsjährigen Qualifizierungsphasen jetzt ausdrücklich mit dem
Halbsatz ergänzt: „wenn die befristete Beschäftigung zur
Förderung der eigenen wissenschaftlichen und oder
künstlerischen Qualifizierung erfolgt“. Diese Ergänzung ist
insoweit unproblematisch, als sie im Kern auch der Rechtspre-
chung entspricht, die erkannt hat, dass es sich bei dem Modell
des WissZeitVG um ein Qualifizierungsmodell handelt. Hierzu
das BAG: „Wissenschaftliche Betätigung ist eine Lehrtätigkeit
aber nur dann, wenn dem Lehrenden die Möglichkeit zur eigen-
ständigen Forschung und Reflexion verbleibt; die wissenschaft-
liche Lehrtätigkeit ist insofern von einer unterrichtenden Lehrtä-
tigkeit ohne Wissenschaftsbezug abzugrenzen.“ (BAG, Urteil
vom 01. Juni 2011 – 7 AZR 827/09 –, BAGE 138, 91-106, Rn.
35). „Verbleibt dem Lehrenden kein hinreichender Freiraum zur
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eigenen Forschung, weist eine bloße Vermittlung praktischer
Fähigkeiten und Fertigkeiten im Sinne einer Wiedergabe von
gesicherten und damit vorgegebenen Inhalten weder den erfor-
derlichen Qualifikationsbezug auf, noch bedarf sie einer ständi-
gen Fluktuation der Lehrenden zur Gewährleistung neuer Ideen,
ohne den jegliche Forschung erstarren würde. (BAG, Urteil vom
01. Juni 2011 – 7 AZR 827/09 –, BAGE 138, 91-106, Rn. 45)

h. Problematisch ist freilich die konkrete Formulierung der in Aus-
sicht genommenen Neufassung. Wenn offen bleibt, ob die Be-
schäftigung zur Förderung der eigenen wissenschaftlichen und
künstlerischen Qualifizierung „auch“, „überwiegend“ oder „aus-
schließlich“ erfolgen muss, wird erhebliche Rechtsunsicherheit
erzeugt. Auch die Regierungsbegründung leistet der Rechts-
unsicherheit Vorschub. Denn einerseits wird unter A. II. 2. a
formuliert, dass damit zugleich klargestellt wird, „dass die
Wahrnehmung von Daueraufgaben durch befristetes Personal
nur im Kontext einer Qualifizierung sachgerecht ist.“ Anderer-
seits heißt es unter B zu Nummer 2a: „Damit wird klargestellt,
dass diese Befristungsmöglichkeiten nach ihrer Zwecksetzung
ausschließlich (!) der Qualifizierung des wissenschaftlichen und
künstlerischen Nachwuchses dienen.“ Am Ende dieses Begrün-
dungsabschnitts wird dann wieder herausgestellt, „dass die
Übertragung von Daueraufgaben auf nach dem WissZeitVG be-
fristetes Personal nur im Kontext einer Qualifizierung zulässig
ist.“

6. Schlussfolgerungen/Änderungsvorschläge

a. In § 2 Abs. 1 Satz 1 und Satz 3 des Entwurfs ist jeweils hinter
dem Wort Förderung das Wort „auch“ einzusetzen.

b. § 2 Abs. 1 Satz 3 des Entwurfs ist zu streichen.
c. Stattdessen ist § 2 Abs. 1 Satz 7 des Entwurfs wie folgt zu än-

dern: „Innerhalb der Befristungsdauer nach Abs. 1 Satz 1
sind bis zu fünf Verlängerungen eines befristeten Ar-
beitsvertrages möglich; innerhalb der Befristungsdauer
nach Absatz 1 Satz 2 ist die einmalige Verlängerung ei-
nes befristeten Arbeitsvertrages möglich.“

7. Begründung
a. Mit diesen drei kleineren Änderungen würde der Rechtssicher-

heit ein großer Dienst erwiesen. Denn die Rechtsprechung
müsste sonst in langwierigen Verfahren klären, ob die Norm
eine Förderung der eigenen wissenschaftlichen oder künstleri-
schen Qualifizierung „ausschließlich“, „überwiegend“ oder
„auch“ bewirken muss. Dieses Problem kann schon durch das
kleine Wörtchen „auch“ gelöst werden.
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b. Die Streichung des § 2 Abs. 1 Satz 3 bewahrt die Rechtspre-
chung vor unlösbaren Aufgaben. Andererseits kann es nicht
richtig sein, dass die Befristungsdauern in die Beliebigkeit der
jeweiligen Leitlinien der Hochschulen und wissenschaftlichen
Einrichtungen gestellt werden. Diese Institutionen bzw. deren
Mitglieder haben ja zum Teil die missbräuchliche Befristungs-
praxis mit zu verantworten. Im Übrigen wird sich die Rechtspre-
chung eine Rechtsmissbrauchskontrolle niemals nehmen las-
sen.

c. Richtiger ist es daher, dass der Bundesgesetzgeber einen justi-
ziablen Rahmen zur Verfügung stellt, der das Ziel des Gesetz-
entwurfes voll im Visier hat. Durch die hier vorgeschlagene Be-
grenzung der Verlängerungsmöglichkeiten auf maximal
fünf werden unzumutbare Kurzbefristungen vermieden. Damit
werden rechtsmissbräuchliche Befristungspraktiken verhin-
dert. In der Post-Doc-Phase ist dagegen nur eine einma-
lige Verlängerungsmöglichkeit angezeigt. Damit wird die
Parallelität zur Juniorprofessur hergestellt.

d. Die fünfmalige Verlängerungsmöglichkeit in der ersten Qualifi-
zierungsphase lässt u.a. folgende Vertragsgestaltungen zur
Ausschöpfung des Sechsjahreszeitraums zu:

Modell 1

1 Jahr 1 Jahr 1 Jahr 1 Jahr 1 Jahr 1 Jahr

Modell 2

Sechs
Monate

2 Jahre 2 Jahre 1 Jahr Sechs
Monate

Modell 3

1 Jahr 3 Jahre 1 Jahr 1 Jahr

Modell 4

1 Jahr 3 Jahre 2 Jahre

Modell 5

1 Jahr 5 Jahre

Modell 6

3 Jahre 3 Jahre
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e. Auch wenn noch weitere Spielarten möglich sind, wird deutlich,
dass eine Begrenzung der Verlängerungsmöglichkeiten miss-
bräuchliche Kurzbefristungen zu verhindern in der Lage ist, an-
dererseits aber auch Anreize für angemessene Befristungsdauer
gesetzt werden. Denn wer einen qualifizierten Mitarbeiter hal-
ten will, kann bei dieser Regelung dies nicht im Wege vielfacher
Kurzbefristungen schaffen. Andererseits ist die Zahl der Verlän-
gerungsmöglichkeiten auch nicht allzu rigide einzuschränken,
weil es später zu kontraproduktiven Effekten für die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter kommt, wenn nach abgeschlossener Pro-
motion noch Auslaufverträge zum Übergang in das Berufsleben
geschlossen werden sollen.

gez. Prof. Dr. Dr. h.c. Ulrich Preis


